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Raumnot an der Hauptschule

Eingepferchte
Schüler zeigen
Zivilcourage

D
er Kopf muss frei sein.
Wer lernt, braucht Raum
und Luft zum Atmen und
zum Denken. Die Mäd-

chen und Jungen der Bleickenschu-
le in Cuxhaven, einer Hauptschule,
haben diese Luft nicht. Ihre Schule
ist ein Pferch. Sie bietet jedem
Schüler gerade mal 1,7 Quadratme-
ter Platz. Wen wundert es, dass es
die Bleickenschüler mit Schnappat-
mung nach draußen treibt.

Es war ein bemerkenswerter Akt
der Zivilcourage, die Schulbänke
und -stühle auf dem Pflaster vor
dem Cuxhavener Rathaus aufzu-
bauen und dort Open-Air-Unter-
richt abzuhalten. Behördenvertre-
ter standen hilflos daneben. Der au-
ßergewöhnliche und viel beachtete
Protest der Schüler wirft ein Schlag-
licht auf die Bildungslandschaft. Da
wird landauf, landab so viel über
die Probleme an Schulen diskutiert,
über den Lehrermangel oder über
die Frage, ob Eltern künftig Tablet-
Computer für ihre Kinder bezahlen
sollen.

Aber in Cuxhaven ist die Misere
noch existenzieller. Hier haben
Hauptschüler nicht mal genügend
Platz, um ihre Bücher und Hefte
auszuklappen. Es ist einfach be-
schämend. Willkommen im Cux-
land des 21. Jahrhunderts.

Verantwortlich sind in erster Li-
nie die Stadt Cuxhaven und der
Landkreis. Sie haben eine Grund-
schule unter das Dach der Bleicken-
schule gepackt. Sie hätten wissen
müssen, dass es auf Dauer zu eng

wird. Sie haben die Prioritäten
falsch gesetzt: lieber sparen, als für
vernünftige Lernbedingungen zu
sorgen. Jetzt erklären sie, dass es
aufgrund langwieriger Genehmi-
gungsverfahren auf die Schnelle
nicht möglich sei, Container für
eine Entlastung zu besorgen.
Geht’s noch?

Die Verantwortlichen im Rat-
haus und im Kreishaus sowie in der
Politik müssen sich nicht wundern,
wenn Kritiker anmerken, dass sie
die Raumnot bewusst in Kauf ge-
nommen haben. Besonders tra-
gisch ist die Situation für die Blei-
ckenschule auch deshalb, weil sie
pädagogisch wertvolle Arbeit ablie-
fert und sich in Sachen Integration
stark engagiert.

Aber mit Hauptschulen kann
man es ja machen. Das denken of-
fensichtlich auch die Politiker in
Cuxhaven, die für diese Region im
Landtag sitzen. Hauptschulen sind
von den Fraktionen in Hannover zu
Auslaufmodellen erklärt worden.
Das ist eine kolossale Fehleinschät-
zung. Sie erklärt aber, warum es ei-
nem Thiemo Röhler (CDU)
„schnuppe“ ist, was der Landkreis
mit der Bleickenschule vorhat, und
warum sich der Bildungspolitiker
Uwe Santjer (SPD) nicht energisch
zu Wort meldet.

Bleibt zu hoffen, dass die Politik
wenigstens zur Kenntnis genom-
men hat, dass die Schülerinnen und
Schüler samt ihrer Lehrkräfte mit
einem mutigen öffentlichen Auftritt
ein starkes Statement für ihre
Hauptschule abgeben haben. Res-
pekt!

Diese Woche

Von Felix Weiper

Planergänzungsverfahren

Mit Vernunft lässt
sichElbvertiefung
nicht erklären

Kommentar

E
s hat 17 lange Jahre gedau-
ert, bis der Bund und Ham-
burg endlich ihren Willen
durchsetzen konnten, die

Elbvertiefung zu verwirklichen. 17
Jahre des gehobenen Planungsirr-
sinns, immer wieder grob mangel-
hafter Unterlagen, zahlloser ge-
richtlicher Auseinandersetzungen
und gelegentlich gestreuter geziel-
ter Falschinformationen aus den
Reihen der Vorhabenplaner, der
Politik und natürlich der Hambur-
ger Hafenwirtschaft.

Dagegen stand und steht der
massive und breite, von der Bevöl-
kerung an der Unterelbe getragene
Widerstand gegen das Vorhaben
der verniedlichend so bezeichneten
Fahrrinnenanpassung. Es sei nur
an die langen Menschenketten mit
ihren Fackeln auf dem Deich erin-
nert, die verdeutlichen sollten, dass
es hier nicht nur um wirtschaftliche
Interessen, sondern auch um die
schieren Existenzen der hinter dem
Deich lebenden Bevölkerung geht.

Es sei durchaus auch daran erin-
nert, mit welcher Borniertheit und
gewissenloser Kaltschnäuzigkeit
die Vertreter des Projektbüros Fahr-
rinnenanpassung in dieser Region
aufgetreten sind, um in vermeintli-
chen Informationsveranstaltungen
dem „dummen Volk“ die Flussver-
tiefung als ökologische Segnung
und wasserbaulichen Meilenstein
zu präsentieren.

Es darf allerdings auch nicht ver-
schwiegen werden, dass es ja ein
Bundestagsbeschluss war, der die
Elbvertiefung 2004 erst auf den
Weg gebracht hat. Kein Ruhmes-
blatt für diejenigen Abgeordneten
aus der Region, die damals dafür
gestimmt haben.

17 Jahre sind also seit den ersten
Planungen für die Elbvertiefung ins
Land gegangen. Eine schwere Welt-
wirtschaftskrise hat das Projekt
seither überdauert und gravierende

Veränderungen auf den Weltmärk-
ten und der globalen Warenströme
sind darüber hinweg gegangen. Die
Welt ist bei weitem nicht mehr die-
selbe wie vor fast 20 Jahren.

Nur in der Hamburger Hafen-
wirtschaft verfährt man nach wie
vor unverdrossen nach den glei-
chen alten Mustern wie damals:
Hier geht es um Wachstum um je-
den Preis und um die Steigerung
von Umschlagszahlen, komme,
was da wolle. Doch auch diese
Flussvertiefung wird nichts daran
ändern, dass der Hafen aufgrund
der langen Revierfahrt und seiner
Lage an der Peripherie der Welt-
handelsschifffahrtsrouten gegen-
über Rotterdam oder Antwerpen
benachteiligt bleibt. Es sind nun
einmal nur neun Millionen Stan-
dardcontainer, die am Ende dieses
Jahres an den Kais umgeschlagen
worden sein werden. Eben nicht 20
Millionen TEU, wie die vom Traum
des ewig währenden Booms bene-
belten Experten einst vorhersagten.
Und ob es jemals 20 Millionen TEU
werden, darf getrost bezweifelt
werden.

Vielleicht wird es deshalb lang-
sam Zeit, sich etwas deutlich intel-
ligenteres zu überlegen, als die na-
türlichen Ressourcen des Stroms
fortwährend zu zerstören und die
Lebensgrundlagen seiner Anrainer
auf Dauer in Gefahr zu bringen.
Wie wir wissen, bekommt, wer sich
nicht anpassen kann, irgendwann
erhebliche Probleme.

Die Gegner der Elbvertiefung, die
unablässig klagenden Umweltver-
bände und die Organisationen und
Institutionen, die in dieser Region
das Verfahren wachsam, kritisch
und mit einer Jahr für Jahr zuneh-
menden Sachkompetenz begleitet
haben, können – trotz der jetzt ge-
schaffenen Fakten – wenigstens für
sich geltend machen, dieses absur-
de Projekt Elbvertiefung zumindest
für die Dauer von 17 Jahren aufge-
halten zu haben.

Von Ulrich Rohde

In Zeiten der
Energiewende:
Kilowatt gibt es
nicht nur im
Stromnetz, wie
unsere Cartoo-
nistin Marlies
Kahlsdorf regis-
triert hat.

Bewusstsein für Notwendigkeit
der Energiewende schaffen

Herr Leonhardt, die Windenergiebranche hat
zurzeit große Probleme. So baut etwa Enercon
mehrere Hundert Arbeitsplätze ab. Auch von
anderen Unternehmen sind solche Hiobsbot-
schaften zu hören. Was sind die Ursachen dieser
Entwicklungen?
Es liegt an den Rahmenbedingungen. Geneh-
migungen für den Bau von Windenergieanla-
gen können heute Jahre dauern und sind mit
einer hohen Unsicherheit belegt. Die Risiken
für mittelständische Planer werden immer grö-
ßer. Auch gibt es immer weniger Genehmigun-
gen. Das liegt nicht zuletzt daran, dass der Ar-
tenschutz mit Unterstützung des Niedersäch-
sischen Landesbetriebs für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz als Verhinderungs-
instrument missbraucht wird. Eine weitere Ur-
sache ist die mangelnde Konsequenz in der
Ausweisung von Flächen für Windkraftstand-
orte. Niedersachsen könnte etwa dazu überge-
hen, konfliktfreie Vorrangflächen für Windan-
lagen auch in Waldgebieten auszuweisen, um
die Vorreiterrolle des Landes in Sachen Ener-
giewende zu untermauern.

Sind die Unternehmen der Windkraftbranche in
unserer Elbe-Weser-Region genauso wie alle
anderen Unternehmen der Branche von diesen
Problemen betroffen?
Ja, das ist generell so. Flächenmangel, Arten-
schutz, die Regelungen für die Abstände von
Windanlagen zu Wohnhäusern: Davon sind
alle betroffen. Deshalb wird es insgesamt zu
weniger Neubau-Genehmigungen kommen.
Das ist umso schwieriger, weil gleichzeitig
auch die Möglichkeiten für das Repowering –
also das Ersetzen alter Windanlagen durch
modernere und leistungsfähigere Anlagen –
eingeschränkt werden.

Wie erleben Sie die Genehmigungsbehörden
hier vor Ort?
Wir haben einen verlässlichen Landkreis – bis
auf die Untere Naturschutzbehörde, die beim
Kreis angesiedelt ist. Da haben wir es erlebt,
dass man sich nicht an Absprachen oder an
gerichtliche Vergleiche gehalten hat. Das führt
dann dazu, dass man nur noch mit dem An-
walt auftreten kann, um Rechtssicherheit zu
erhalten. Das ist kein vernünftiges Zusam-
menarbeiten.

Auslöser der Krise in der Windbranche, so heißt
es, sei auch der Preisverfall für Windstrom. Hin-
tergrund sind die Ausschreibungsverfahren.
Statt einer festen Vergütung für die Ökostrom-
einspeisung auf 20 Jahre bekommt derjenige
den Zuschlag mit dem niedrigsten Gebot. Das
ist politisch gewollt, um die Kosten der Ener-
giewende zu senken, es trifft aber die Herstel-
ler.
Das führt natürlich zu Planungsunsicherheit.
Früher konnte der Planer ein Windpark-Pro-
jekt bis zum Ende durchrechnen. Heute weiß
er nicht mehr, was er in Zukunft erzielt. Man

kann ledig-
lich eine Ab-
schätzung
vornehmen.
Und das
spielt wie-
derum eine
Rolle bei der
Finanzie-
rung und bei
den Gesprä-
chen mit
Banken, die
man ins
Boot holen
möchte, um
ein Projekt
wirtschaft-
lich ins Ziel

zu bringen. Es kann auch zur Folge haben,
dass durch erhöhte Eigenkapitalanforderun-
gen das ein oder andere Projekt veräußert wer-
den muss oder dass eine Bürgerbeteiligung un-
möglich gemacht wird.

Die Energiewende, so heißt es, sei unerlässlich,
um dem Klimawandel und all seinen negativen
Folgen etwas entgegen zu setzen. Wie ist es
nach Ihren Erfahrungen um das öffentliche Be-

wusstsein für die Notwendigkeit der Energie-
wende bestellt?
Von denen, die sich mit dem Klimawandel
auseinandergesetzt haben, erleben wir ein po-
sitives Echo. Aber in Deutschland gibt es im-
mer noch das Problem, dass viele Menschen
sagen: Energiewende ja, aber nicht vor meiner
Haustür. Damit müssen wir umgehen, da müs-
sen wir aufklären und die Notwendigkeit der
Energiewende erläutern. Wir müssen klarma-
chen, wie wichtig sie für zukünftige Genera-
tionen ist. Wer überzeugt ist, unterstützt uns.
Wer bewusst wahrnimmt, wie zum Beispiel
Extremwettersituationen zunehmen, der wird
sensibilisiert für das Thema. Es ist aber auch
notwendig, dass derjenige, der zu Hause etwas
umsetzen möchte – -etwa eine Solaranlage –
vom Gesetzgeber entsprechend unterstützt
wird. Fördermöglichkeiten müssen hier ver-
bessert und vereinfacht werden. Es gibt so vie-
le Potenziale, wenn man bedenkt, wo die
Energie gebraucht wird: beispielsweise auch
für die Wärmerzeugung oder die Mobilität.
Das ist für uns als Bildungs- und Exportnation
auch eine Chance, mit neuen Technologien
auf den Weltmärkten zu punkten. Aber das
haben nicht nur wir, sondern beispielsweise
auch die Japaner erkannt.

(Mehr zum Thema auf Seite 17)

Uwe Leonhardt aus Cuxhaven ist Vorsitzender der
Regionalgruppe Elbe-Weser des Bundesverban-
des Windenergie (BWE) und selbst als Unternehmer
in der Windkraftbranche tätig. Für den vergange-
nen Donnerstag hatte er Experten, Politiker und
Branchenvertreter zu einem Forum über die Ener-
gieversorgung der Zukunft eingeladen. Redaktions-
leiter Felix Weiper sprach mit ihm über die Ursa-
chen der aktuellen Krise, in der sich die Unterneh-
men befinden, die mit erneuerbaren Energien ihr
Geld verdienen.

Die Zahl der Genehmigungen für Windparks sinkt. Foto: CN/NEZ-Archiv
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